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Die Demokratie lebt von der politischen Streit-
kultur, von dem Spiel der politischen Kräfte,
von der parlamentarischen Kontrolle und vom
Zusammenwirken von Regierungsfraktionen und
Opposition. Dabei muss es stets darum gehen,
das Beste für unser Land, für die Bürgerinnen
und Bürger, zu finden. Nicht blockieren, sondern
kritisch widersprechen und Gegenvorschläge
entwickeln, ist die wichtige Rolle der Opposi-
tion. Für die DSTG ist daher stets auch die
Oppositionsfraktion im Bundestag ein wichtiger
Ansprechpartner. Auf Bundesebene haben wir
die interessante Konstellation, dass die Regie-
rungsfraktion von gestern die Opposition von
heute ist.

Mit der Arbeitsgruppe „Finanzen“ der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion stimmten wir bereits
in Regierungszeiten vielfach überein. Im letzten
Gespräch mit der Arbeitsgruppe, über das in
dieser Ausgabe berichtet wird, und das vor der
Bekanntgabe der Unternehmensteuerreform-
pläne durch Bundesfinanzminister Eichel statt-
fand, war die Übereinstimmung ebenfalls wieder
beträchtlich.

Optimistisch könnte man sagen, dass es zwi-
schen den Grundsatzpositionen der CDU/CSU
und den Plänen von Bundesfinanzminister Eichel
im Gesetzgebungsverfahren eine Einigung ge-
ben kann.

Die große Vereinfachung für die Steuerverwal-
tung ist aber nach dem bisher Bekannten nicht
in Sicht. Ebenso ist derzeit nicht erkennbar, ob
oder wie die Gerechtigkeitslücke zwischen der
Besteuerung der Arbeitnehmer und der übrigen
Einkünftebezieher abgebaut wird. Hier sind die
Fraktionen im Bundestag gefordert, die Regie-
rungsfraktion ebenso wie die Opposition.
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� u einem Meinungs-
austausch über ak-
tuelle steuerpoliti-

sche Themen traf die DSTG-
Bundesleitung mit der Ar-
beitsgruppe „Finanzen“ der
CDU/CSU-Bundestagsfrak-
tion am 3. November 1999 in
Berlin zusammen.

Dabei war die Arbeits-
gruppe „Finanzen“ promi-
nent und zahlreich vertre-
ten u.a. durch die Vorsit-
zende Gerda Hasselfeldt,
Brigitte Baumeister, Leo
Dautzenberg, Jochen-Kon-
rad Fromme, Hansgeorg
Hauser, Hans Michelbach,
Peter Rauen, Heinz Seiffert,
Klaus-Peter Willsch und
Elke Wülfing. Seitens der
Bundesleitung nahmen teil:
Dieter Ondracek, Anne
Schauer, Helmut Overbeck,
Joachim Rothe, Dr. Rainer
Ullrich und Bundesge-
schäftsführer Rafael Zender.

„630-DM-Gesetz“

Einig war man sich, dass die
Neuregelung der „630-DM-
Jobs“ eine Fehlkonstruktion
ist. Die DSTG wies auf die
Mehrarbeit in den Finanz-
ämtern durch die Freistel-
lungsbescheinigungen hin
und erläuterte, dass diese
Mehrarbeit jedes Jahr wie-
derkehre und in eine Phase
falle, in der die Finanzämter
ohnehin durch die peri-
odisch anfallenden Aufga-
ben ausgelastet seien.

Abgeltungsteuer

Diskutiert wurde die von Fi-
nanzminister Faltlhauser im
Rahmen der Steuerinitiative
Bayern 2001 vorgesehene
Abgeltungsteuer. Nach die-
sem Vorschlag wird der Zins-
abschlag von 35% ab dem
Jahre 2003 durch eine defi-
nitive Abgeltungsteuer von
25% für „echte Zinserträ-
ge“, jedoch nicht für Divi-

denden, ersetzt. Die Steuer
soll von den Banken direkt
an das Finanzamt abgeführt
werden. Zur Wahrung der
sozialen Balance plant die
CSU ein Veranlagungswahl-
recht. Steuerpflichtige, die
mit ihrer Einkommensteuer-
belastung unter dem Ab-
zugssatz von 25% liegen,
sollen so eine Erstattungs-
möglichkeit erhalten.

Frau Hasselfeldt führte bei
der weiteren Diskussion die-
ses Modells aus, dass die
Abgeltungsteuer zur Vor-
aussetzung habe, dass nied-
rigere Einkommensteuer-
sätze verwirklicht würden.

Die DSTG-Vertreter wiesen
auf die negativen Wirkun-
gen der Abgeltungsteuer
hin. Im Ergebnis stelle sie
eine Privilegierung der Ein-
künfte aus Kapitalvermögen
dar.

Steuerbereinigungs-
gesetz

Die CDU/CSU-Arbeitsgrup-
pe „Finanzen“ und die
DSTG-Bundesleitung waren
sich einig darüber, dass die
bisher vorgesehene Neu-
regelung des Schuldzinsen-
abzugs sowie des Verlust-
ausgleichs im Steuerbe-
reinigungsgesetz geändert
werden müssen. Der DSTG-
Bundesvorsitzende Dieter
Ondracek wies darauf hin,
dass die Arbeitsgemein-
schaft Klimatagung, die er
präsidiert, eine entspre-
chende Eingabe an den
Bundestags-Finanzausschuss
zu den Änderungen des § 4
Abs. 4a EStG mit einem
diesbezüglichen Änderungs-
vorschlag übersandt habe.

Unternehmen-
steuerreform

Bei der Diskussion um die
Unternehmensteuerreform

machte die CDU/CSU-Ar-
beitsgruppe „Finanzen“ da-
rauf aufmerksam, dass es
angesichts der Tatsache,
dass 90% der Unternehmen
Personengesellschaften sind,
nicht sachgerecht sein
könne, diese dem Körper-
schaftsteuerrecht zu unter-
werfen. Zu befürchten sei
eine Aufgabe der deutschen
Unternehmerkultur.

Die DSTG-Vertreter erklär-
ten, dass sie mit einem
Optionsmodell eine weitere
Verwaltungserschwernis be-
fürchten.

Zugriff des Finanzamtes
auf Datenbestände

Im Rahmen des Steuerberei-
nigungsgesetzes war vor-
gesehen, dass der Finanz-
verwaltung der elektroni-
sche Zugriff auf die Buch-
haltung von Firmen erlaubt
werde. Die CDU/CSU-Ar-
beitsgruppe äusserte hier-
zu, dass es nicht angehen
könne, dass die Betriebs-
prüfer von den Unterneh-
men in die EDV-Anlage des
Betriebes eingewiesen wer-
den müssten.

Der Bundesvorsitzende er-
läuterte, dass die Betriebs-
prüfer nur in die Lage ver-
setzt werden sollen, sich den
Zugang selbst verschaffen
zu können. Zudem könnten
die Daten auch nicht verän-
dert werden. Ein Schaden
durch die Betriebsprüfung
entstehe nicht.

Ondracek wies auf die Vor-
teile der EDV-Nutzung hin,
da zeitliche Verzögerungen
bei dem angesetzten engen
Rahmen, z. B. von drei Ta-
gen Prüfung bei den Mittel-
betrieben, oder mutwillige
Zeitverzögerungen durch
die Steuerpflichtigen ver-
mieden werden können. Zu-
dem würden die Betriebs-

prüfer nur Kopien erhalten,
diese böten den Vorteil
der logischen Verknüp-
fungsmöglichkeiten, so dass
Überprüfungen effektiver
ausgestaltet werden könn-
ten.

Erbschaftsteuer

Nachgefragt wurde seitens
der CDU/CSU-Arbeitsgrup-
pe „Finanzen“, ob die Fi-
nanzämter mit den Bewer-
tungsgrundlagen zurecht
kommen. Der Bundesvorsit-
zende führte aus, dass die
Werte ermittelbar seien,
aber beim Grundvermögen
mit 60% bis 70% des realen
Wertes zu niedrig angesie-
delt seien.

Von seiten der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion wurde
die Frage aufgeworfen, ob
nicht der bei einem „Notver-
kauf“ erzielbare Preis der
richtige Wert sein müsse.
Kapital- und Grundvermö-
gen seien nicht vergleich-
bar, weil der Preis bei
Grundvermögen oftmals
nicht erzielbar sei. Es müsse
die Fungibilität berücksich-
tigt werden.

Vermögensteuer

Einigkeit bestand darüber,
dass die Wiedereinführung
einer Vermögensteuer abzu-
lehnen sei, da sie nur sehr
viel Arbeitsaufwand verur-
sache, der in keinem Ver-
hältnis zu den zu erzielen-
den Steuereinnahmen ste-
he.

Grundsteuer

Der Bundesvorsitzende
führte aus, dass die Zukunft
der Grundsteuer alsbald ge-
setzlich neu geregelt wer-
den müsse, da die Wartung
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der Werte nur bis ein-
schliesslich 2001 erfolge und
ab diesem Zeitpunkt die Fi-
nanzminister das dort tätige
Personal bereits anderweitig
„verplant“ hätten.

Denkbar sei, dass die Ge-
meinden die Bewertung von
Grund und Boden aufgrund
der Kaufpreissammlungen
vornehmen. Als zusätzlichen
Bewertungsfaktor könne
auch das Baurecht einbe-
zogen werden.

Kinderfreibeträge

Bei der Diskussion um die
rückwirkende Anpassung
der Kinderfreibeträge führte
Ondracek aus, dass erst ab
dem Jahre 1991 generell
Vorläufigkeitsvermerke aus-
gebracht worden seien.

Die Finanzverwaltung wür-
de durch die Abarbeitung
für mehrere Monate lahm-
gelegt werden. Zudem wä-
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Zwei Kernforderungen umfasst der Forderungskatalog zur
Einkommensrunde 2000, der am 26. November 1999 vom
DBB – Beamtenbund und Tarifunion – einstimmig verabschie-
det wurde. Um vier Prozent sollen sämtliche Bezüge, Löhne,
Vergütungen und sonstige Gehaltsbestandteile in Anpassung
an die allgemeine Einkommensentwicklung erhöht werden.
Zweite zentrale Forderung ist die Angleichung der Ein-
kommen und Beschäftigungsbedingungen in den neuen Bun-
desländern an das Westniveau mit Wirkung vom 1. Januar
2000.

„Bei der Forderungsfindung haben wir die wirtschaftliche Ent-
wicklung des Jahres 2000 zugrunde gelegt, wie sie von den
Wirtschaftsforschungsinstituten und dem Sachverständigen-
rat jüngst prognostiziert worden ist. Beide rechnen überein-
stimmend mit einem realen Wirtschaftswachstum von 2,7 Pro-
zent und einer Preisentwicklung zwischen 1,2 und 1,5 Pro-
zent“, begründeten DBB-Chef Erhard Geyer und der frühere
1. Vorsitzende der DBB-Tarifunion, Horst Zies, die Forderung.
Eine deutliche Absage erteilten sie jedem Versuch, dem öffent-
lichen Dienst Lohnleitlinien vorzugeben.
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• Anpassung der Einkommen der Beamten, Angestell-
ten, Arbeiter und Auszubildenden des öffentlichen
Dienstes an die allgemeine Entwicklung um vier Pro-
zent mit Wirkung vom 1. April 2000. Darin einge-
schlossen sind Maßnahmen zur Arbeitsplatzsicherung
sowie zur Entlastung des Arbeitsmarktes; dazu gehö-
ren u. a.

– die Erweiterung des Tarifvertrages über die Alters-
teilzeitarbeit für Teilzeitbeschäftigte

– die Bereitstellung von Ausbildungsplätzen auch
über den Bedarf hinaus.

Die Laufzeit der Lohn- und Vergütungstarifverträge
beträgt zwölf Monate.

• Angleichung der Einkommen und Beschäftigungsbe-
dingungen der Beschäftigten des öffentlichen Diens-
tes in den neuen Bundesländern an das Westniveau
mit Wirkung vom 1. Januar 2000.

ren viele Fälle nicht mehr
rückwirkend abwickelbar,
da entsprechende Daten
nicht vorhanden seien oder
sich verändert hätten. So sei
beispielsweise oftmals nicht
mehr die Adresse vorhan-
den oder Eheleute seien in-
zwischen geschieden.

Stiftungsrecht

Die CDU/CSU-Arbeitsgrup-
pe „Finanzen“ verlangt, das
Stiftungsrecht müsse umfas-
sender reformiert werden
als von der Regierungskoali-
tion vorgesehen. Während
die Bundesregierung sich
zunächst auf eine Verbesse-
rung der steuerlichen Vor-
schriften ab Anfang 2000
beschränke, die zivilrechtli-
chen Bestimmungen zugun-
sten der Stiftung jedoch erst
später reformieren will,
möchte die CDU/CSU mit
einem neuen Bundesstif-
tungsgesetz beide Bereiche
auf einen Schlag ändern. Im
Privatrecht müsse beispiels-
weise für Neugründungen
der Begriff „Stiftung“ auf
Gemeinwohl orientierte Vor-
haben begrenzt werden.
Wie bereits für Vereine und
Unternehmen sei auch für
Stiftungen ein Register nö-
tig. Im Steuerrecht solle die
Abzugsfähigkeit von Spen-
den an gemeinnützige Or-
ganisationen von derzeit
maximal 10% des steuer-
pflichtigen Einkommens auf
20% verdoppelt werden.
SPD und Bündnisgrüne
wollten dagegen für Spen-
den an Stiftungen des priva-
ten Rechts nur einen zusätz-
lichen Steuerabzug von bis
zu 50 000 DM gewähren.

Die DSTG-Kollegen wiesen
darauf hin, dass in diesen
Bereichen besonders auf
denkbare Missbräuche ge-
achtet werden müsse. Wenn
die Vorschriften missbrauchs-
anfällig gestaltet werden,
hätte die wiederum die
überlastete Steuerverwal-
tung auszubaden.

Zum Abschluss des Ge-
sprächs, das von beiden Sei-
ten als sehr konstruktiv emp-
funden wurde, wurde eine
Fortführung des Meinungs-
austausches vereinbart.
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� ie Stiftung Christ-
lich-Soziale Politik
hatte unter der

Überschrift „Reform der
Steuerpolitik – Ansätze und
Realisierungschancen“ zu
einer Fachtagung nach Kö-
nigswinter geladen. Im Rah-
men der Tagung referierten
Professor Dr. Joachim Lang
vom Institut für Steuerrecht
der Universität Köln zur
Reform des Unternehmens-
steuerrechts. Professor Dr.
Joachim Mitschke von der
Universität Frankfurt stellte
die Chancen, Probleme und
Perspektiven des Konzeptes
der „Negativsteuer“ bzw.
des „Bürgergeldes“ dar.

Zum Thema „Steuerreform –
Das Unmögliche möglich
machen?“ diskutierten MdB
Leo Dautzenberg, Mitglied
der Arbeitsgruppe „Finan-
zen“ der CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion, und der
Bundesvorsitzende der Deut-
schen Steuer-Gewerkschaft
Dieter Ondracek. Ondracek
zeigte auf, dass trotz glei-
cher Ziele sich die Parteien
wechselseitig blockieren;
zum einen aus wahltakti-
schen Gründen, zum ande-
ren wegen spezifischer
Gruppeninteressen. Er stellte
dar, dass eine Steuerreform
nur eine Chance hat, wenn
sie gerecht ist. Besinnen
müsse man sich auch wieder
auf den Ursprung der Steu-
er, nämlich den alleinigen
Zweck der Einnahmebe-
schaffung für die Erfüllung
der Staatsaufgaben. Zu be-
achten ist ferner der Grund-
satz der Besteuerung nach
Leistungsfähigkeit und das
Gleichmaß der Besteuerung.

Ondracek zeigte auf, dass
beim Gleichmaß derzeit
Defizite sowohl in der Ge-
setzestheorie, aber vor allem
auch in der Besteuerungs-
praxis, herrschen. Der Weg
zu einer Steuerreform erfor-
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dere daher, zunächst die Un-
gerechtigkeiten beseitigen
und die Besteuerungslücken
zu schließen. Der DSTG-
Bundesvorsitzende zeigte
dann nachfolgend eine Rei-
he von Besteuerungslücken
auf, die beseitigt werden
müssen. Die gleiche Be-
handlung und die gerechte
Besteuerung erfordere auch
gleiche Steuersätze für alle
Einkunftsarten. Denkmo-
delle für eine Abgeltung-
steuer oder für einen niedri-
geren Steuersatz für die Ein-
künfte aus Gewerbebetrie-
ben wären nicht zielfüh-
rend.

Trotz aller Schwierigkei-
ten und Probleme nannte
Ondracek eine wirksame
Steuerreform für erreichbar.
Das Ziel lasse sich nicht in
einem großen Wurf, sondern
in mehreren Stufen errei-
chen, wenn das Endziel klar
definiert sei.

� as Verwaltungsge-
richt Dresden hat
am 21. Dezember

1999 (2 K 3149/98) einen
Vorlagebeschluss nach Arti-
kel 100 GG an das Bundes-
verfassungsgericht erlassen.
Das Gericht hält die Über-
gangsregelungen nach § 73
BBesG in Verbindung mit
Artikel 143 Abs. 2 GG für
verfassungswidrig. Über-
gangsregelungen sollen ent-
sprechend dem Einigungs-
vertrag Ende 1995 ausgelau-
fen sein. Unter Berufung auf
eine frühere Entscheidung
des Bundesverfassungsge-
richts vom 9. Mai 1961
(BVerfG 12, 326, 334) hat das

Verwaltungsgericht Dres-
den in der abweichenden
Bezahlung Ost einen Ver-
stoß gegen Artikel 3 und ins-
besondere Artikel 33 Abs. 5
GG gesehen. Gerade der
hergebrachte Grundsatz des
Berufsbeamtentums „nöti-
ge, daß für gleiche und
vergleichbare Dienstposten
derselben Laufbahn im Hin-
blick auf die vom Träger des
öffentlichen Amtes gefor-
derte gleiche Tätigkeit, glei-
che Leistung, gleiche Ver-
antwortung und gleiche Ar-
beitslast gleiche Besoldung
gewährt wird.“

Dem Vernehmen nach sol-
len weitere Verwaltungsge-
richte (z. B. VG Frankfurt/
Oder, VG Berlin) dem Bei-
spiel des VG Dresden fol-
gen und anhängige Klagen
ebenfalls dem Bundesver-
fassungsgericht zur Ent-
scheidung vorlegen.

Zur Vermeidung von even-
tuellen Rechtsnachteilen
wird empfohlen, unter Beru-
fung auf die im Vorlagebe-

schluss des Verwaltungsge-
richts Dresden vom 21. De-
zember 1999 vertretene
Rechtsauffassung die bezü-
geauszahlende Stelle auf-
zufordern, rückwirkend ab
dem 1. Januar 1996 vorent-
haltene Bezüge auf der Basis
100% der Besoldung nach
dem Bundesbesoldungsge-
setz und den Vorschriften
der Bundesbesoldungsord-
nung zu gewähren, im Ab-
lehnungsfall einen rechts-
mittelfähigen Bescheid zu
erlassen. Gegen den rechts-
mittelfähigen Bescheid sollte
dann Widerspruch eingelegt
werden, verbunden mit der
Bitte um Ruhenlassen des
Verfahrens.

Eine Verjährung der An-
sprüche aus den Jahren
1996 ff. kann zwar frühe-
stens mit Ablauf des Jahres
2000 erfolgen, gleichwohl
sollte der Anspruch jetzt an-
gemeldet werden. Je nach
Ausgang der Entscheidung
des Bundesverfassungsge-
richts auf den Vorlagebe-
schluss erscheint es nämlich
denkbar, daß Nachzahlun-
gen ausschließlich an den
Personenkreis erfolgen kön-
nen, der sich in einem förm-
lichen Verfahren befindet.

Muster für das Nachzah-
lungsschreiben bzw. den
Widerspruch siehe Kasten.

Widerspruch

Name

Anschrift Datum

An die
Bezüge auszahlende Dienststelle

Bezügenachzahlung Ost

. . . . . . . . . . . . . . . . .

gegen den ablehnenden Bescheid vom . . . . . . . . . . Akten-
zeichen . . . . . . . . . . lege ich

Widerspruch
ein.

Das Verwaltungsgericht Dresden hat am 21. Dezember
1999 (2 K 3149/98) einen Vorlagebeschluss nach Art. 100
GG an das Bundesverfassungsgericht erlassen. Das Ge-
richt hat die Übergangsregelungen nach § 73 BBesG
i.V. m. Art. 143 Abs. 2 GG als verfassungswidrig angese-
hen. Übergangsregelungen sind entsprechend dem Eini-
gungsvertrag Ende 1995 ausgelaufen. Damit fehlte ab
1996 für eine unterschiedliche Bezahlung im Beitrittsge-
biet die notwendige Rechtsgrundlage.

Ich beantrage des Weiteren, mein Widerspruchsverfahren
bis zur Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts
über den Vorlagebeschluss des Verwaltungsgerichts
Dresden sowie etwaige Beschlüsse weiterer Verwaltungs-
gerichte zum Ruhen zu bringen.

Mit freundlichem Gruß

Nachzahlungsschreiben Bezahlung Ost

Name

Anschrift Datum

An die
Bezüge auszahlende Dienststelle

Bezügenachzahlung Ost

. . . . . . . . . . . . . . . . .

ich beantrage, unter Berufung auf die im Vorlagebe-
schluss des Verwaltungsgerichts Dresden vom 21. Dezem-
ber 1999 (2 K 3149/98) vertretene Rechtsauffassung, rück-
wirkend ab . . . . . . . (frühestens ab 1.1.1996) die mir vor-
enthaltenen Bezüge auf der Basis 100 Prozent West ent-
sprechend dem Bundesbesoldungsgesetz und der Bun-
desbesoldungsordnung zu zahlen, gegebenenfalls einen
rechtsmittelfähigen Bescheid zu erlassen.

Mit freundlichem Gruß
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� er 8. Gewerkschafts-
tag der Gemein-
schaft von Gewerk-

schaften und Verbänden
des öffentlichen Dienstes
(GGVöD) hat am 26. No-
vember 1999 in Berlin ein-
stimmig den Beschluss ge-
fasst, die GGVöD in DBB
Tarifunion umzubenennen.
Zugleich beschlossen die
Delegierten die erforderli-
chen Satzungsänderungen.

Mit der Namensänderung
tritt an die Stelle des kompli-
zierten Kürzels „GGVöD“
ein prägnanter, öffentlich-
keitswirksamer Name, der
nicht zuletzt die Medienar-
beit erleichtert. Aber auch
die in dem neu gewählten
Namen zum Ausdruck kom-
mende Verbundenheit mit
dem Beamtenbund wird
die Schlagkraft der Tarif-
union erhöhen. Schließlich
wird die Verschachtelung
zweier Spitzenorganisatio-
nen (GGVöD und DBB-Ta-
rifunion) beseitigt, die bei
vielen Mitgliedern und Me-
dienvertretern für Verwir-
rung sorgte.

Antragsberatung

Zum Gewerkschaftstag der
DBB Tarifunion wurden von
den Mitgliedsgewerkschaf-
ten insgesamt 292 Anträge
eingebracht, davon fast
40 Anträge von der Deut-
schen Steuer-Gewerkschaft,
die diese größtenteils ge-
meinsam mit der Gewerk-
schaft Zoll und Finanzen
(BDZ) in der „Arbeitsge-
meinschaft Finanzgewerk-
schaften“ vorlegte und die
sämtlich angenommen wur-
den.

Inhaltlich reichte die An-
trags-Palette von Grund-
satzforderungen wie der
Satzungsänderung über For-
derungen im Eingruppie-
rungsrecht bis hin zu Son-
derzuwendungen, vermö-
genswirksamen Leistungen
und Zulagen.

Schwerpunktmäßig wurden
bei den Anträgen themati-
siert die Beschäftigungsbe-
dingungen in den neuen
Bundesländern. Allein 35
Anträge ließen sich unter
dem Leitantrag „Gleicher
Lohn für gleiche Leistung“
zusammenfassen. Dabei steht
die Angleichung der Bezüge
an das Westniveau im Vor-
dergrund. Auch die Frage
der einheitlichen Arbeitszeit
von 38,5 Wochenstunden im
gesamten Bundesgebiet war
Antragsgegenstand. Glei-
ches gilt für die Höhe der
Zulagen und der Sonderzu-
wendung, der Kündigungs-
schutzregelungen und der
Beihilfevorschriften.

Ein weiteres zentrales An-
liegen ist die Vereinfachung
des Tarifrechts. Die umfang-

Vereinfachung des
Tarifrechts gefordert

reichen Regelwerke des
BAT, MTArb und BMTG
erweisen sich zunehmend
als unüberschaubar und in
der praktischen Arbeit vor
Ort eher hinderlich. Dies
gilt insbesondere für die-
Eingruppierungsvorschriften.
Stattdessen forderten die
Delegierten eine Vereinfa-

chung und Vereinheitli-
chung der gesamten Tarif-
werke, die die Entscheidun-
gen transparenter und damit
nachvollziehbarer machen.

Dringend erforderlich sind
auch Fortschritte im Bereich
der Arbeitszeitflexibilisie-
rung. Als Modell wird die
Einführung von Jahres-
arbeitszeitkonten gefordert.
Aber auch die weitergehen-
de Dispositionsbefugnis hin-
sichtlich der Verteilung der
wöchentlichen oder tägli-
chen Arbeitszeit wird zu-
nehmend als notwendig er-
achtet.
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Overbeck
übernimmt Vorsitz der
Tarifkommission

� ach der Umbenen-
nung der GGVöD
in DBB Tarifunion

wurde ein neuer Vorstand
gewählt:

1. Vorsitzender Robert Dera
(Verkehrsgewerkschaft
GDBA )

2. Vorsitzender Frank Stöhr
(KOMBA Gewerkschaft)

Vorsitzender der Tarifkom-
mission Helmut Overbeck
(DSTG)

stellv. Vorsitzende der Tarif-
kommission Willi Russ
(DPVKOM) und Rüdiger
Dittmann (KOMBA Ge-
werkschaft),

weitere stellv. Vorsitzende
Siglinde Hasse (GdS) und
Siegfried Damm (VDStra).
Außerdem gehören dem
Vorstand an:

DBB-Vorsitzender Erhard
Geyer (DSTG) und als koop-
tiertes Mitglied Heinz Os-
senkamp (KOMBA Gewerk-
schaft).

Ehrenvorsitz
für Horst Zies

Einstimmig entschieden sich
die 207 stimmberechtigten
Delegierten, den bisherigen
1. Vorsitzenden und aus Al-
tersgründen nicht mehr kan-
didierenden Kollegen Horst
Zies in das Amt des Ehren-
vorsitzenden zu berufen.
Damit ehrte der Gewerk-
schaftstag einen Kollegen,
der 35 Jahre lang engagierte
Gewerkschaftsarbeit gelei-
stet und für soziale und tarif-
liche Verbesserungen für
die Beschäftigten im öffent-
lichen Dienst gekämpft hat.
Sein großes Engagement
fand bei „Freund und
Feind“ gleichermaßen Aner-
kennung. So ließ es sich
auch Bundesinnenminister
Otto Schily nicht nehmen,
Horst Zies persönlich aus
dem Amt des 1. Vorsitzen-
den der GGVöD/DBB-Tarif-
union zu verabschieden. Ein
Amt, das Horst Zies seit 1990
mehr als ausfüllte. Zuvor
war er bereits 24 Jahre stell-
vertretender Vorsitzender
und Mitbegründer der Vor-
läuferorganisation, der Ge-
meinschaft tariffähiger Ver-
bände (GtV). Gleichzeitig
führte er von 1963 bis 1985
zunächst als stellvertreten-
der Bundesgeschäftsführer,
von 1985 bis 1995 als Bun-
desgeschäftsführer und von
1989 bis 1999 die Geschäfte
und Geschicke der Gewerk-
schaft der Sozialversiche-
rung (GdS).

Bundesinnenminister Otto Schily gratuliert dem stellv. DSTG-
Bundesvorsitzenden, Kollegen Helmut Overbeck, zu seiner

Wahl als Vorsitzender der Tarifkommission der DBB Tarifunion
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� n vielen Schlagzeilen
war in den letzten Wo-
chen und Monaten zu

lesen: die Deutsche Steuer-
Gewerkschaft will das Bank-
geheimnis abschaffen. Die
Mär vom gläsernen Bürger
wurde als Schreckgespenst
gezeichnet. Kann nach der
Erfüllung der DSTG-Forde-
rung nach Abschaffung des
Bankgeheimnisses nun je-
der von jedem erfahren, wie
hoch seine Kontenstände
sind und welche Zinsen er
verdient? Nein, dies ist auch
allen, die sich derart zu Wort
melden, klar. Von interes-
sierten Kreisen wird aber
das Bankgeheimnis hoch-
stilisiert zu etwas, was es gar
nicht ist und was es gar nicht
gibt. Es weiß kaum jemand,
dass es in der Bundesrepu-
blik ein gesetzlich geschütz-

Unkenntnis
in der Öffentlichkeit:

Ein gesetzlicher
Schutz existiert nicht

tes „Bankgeheimnis“ im
Wortsinne gar nicht gibt. Das,
was die Bürgerinnen und
Bürger unter „Bankgeheim-
nis“ verstehen, dass nämlich
ihre Kontostände, ihr Geld-
vermögen, ihre Schulden,
ihre Guthabenzinsen oder
Schuldzinsen nicht bekannt
werden, sondern eben in der
Bank bleiben, ist nicht durch
Gesetz geregelt, sondern in
den Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen und in den
Dienstverträgen der Bank-
mitarbeiter. Die Bankmit-
arbeiter sind darauf einge-
schworen, nichts auszuplau-
dern und nichts nach außen
zu tragen. Wenn sie es den-
noch tun, verlieren sie ihren
Job. Ein Gesetzesbruch mit
strafrechtlichen Konsequen-
zen könnte ihnen nicht vor-
gehalten werden, weil es
einen gesetzlichen Schutz
eben nicht gibt.

Mit dem so hochstilisierten
„Bankgeheimnis“ ist einzig
und allein § 30a der Abga-
benordnung gemeint. Die-

ser Paragraph ist überschrie-
ben mit: „Schutz von Bank-
kunden“. Bei näherem Hin-
sehen zeigt sich, dass es dar-
in nur um Ermittlungsbe-
schränkungen für die Steu-
erbehörde geht. Es ist schon
ein leicht schizophrenes
Verhalten des Gesetzgebers,
der auf der einen Seite der
Steuerverwaltung in der
Abgabenordnung vorgibt,
Sachverhalte zu ermitteln,
zu prüfen und zu kontrol-
lieren und für die gleich-
mäßige Besteuerung zu sor-
gen, und auf der anderen
Seite in § 30a AO normiert,
dass der Bankkunde vor den
Ermittlungen der Finanz-
behörde geschützt werden
muss. Und so heißt es dort:
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Hier erhebt sich schon die
Frage, warum? Vom ehrli-
chen Steuerzahler weiß das
Finanzamt alles. Da gibt es
kaum einen Grund nach-
zufragen oder zu ermitteln.
Und wenn dies dennoch im
Einzelfall geschehen sollte,
kann sich allenfalls bestäti-
gen, dass die Angaben in der
Steuererklärung richtig und
zutreffend sind. Dies ist dann
keine Negativerkenntnis,
sondern die positive Bestäti-
gung für die Ehrlichkeit und
Richtigkeit der Angaben.
Wer seine Angaben nicht
vollständig und richtig ange-
geben hat, obwohl er dies
versichert, hat keinen An-
spruch darauf, geschützt zu
werden.

Der Ehrliche muss nicht ge-
schützt werden, denn seine
Verhältnisse sind dem Fi-
nanzamt bekannt. Der Un-
ehrliche darf nicht geschützt
werden, weil dies ein Verstoß
gegen die Steuergerechtig-
keit ist. Warum wird also um
die Existenz dieses § 30a AO
so heftig gekämpft? Nur, da-

mit Unehrliche weiter ihr
Spiel treiben können? Dabei
gibt es bei den bisher Unehr-
lichen reihenweise das böse
Erwachen, wenn die Steuer-
fahndung infolge der kom-
plexen Bankenermittlungen
urplötzlich vor der Türe steht
und die Unehrlichen mit Er-
kenntnissen aus den Bankun-
terlagen konfrontiert. Er-
schrocken fragen viele die
Fahnder: „Wie kommen Sie
an diese Unterlagen? Es gibt
doch das Bankgeheimnis!“
Wenn dann die Steuerfahn-
der den betroffenen Personen
erklären, dass dieser § 30a
AO im Rahmen der Strafer-
mittlungen unbeachtlich ist,
lassen sich nicht wenige da-
hingehend ein, dass sie dies
nicht wussten. Hätten sie dies
gewusst, wären sie nie steuer-
unehrlich geworden.

§ 30a AO schützt also den
Ehrlichen nicht, weil es
nichts zu schützen gibt,
schützt auch den Unehrli-
chen nicht, wenn das Fi-
nanzamt einen Anfangsver-
dacht bezüglich einer Steu-
erstraftat hat. Er verführt
allenfalls bisher Steuerehr-
liche, unehrlich zu werden.
Und auch deswegen gehört
er abgeschafft. Es ist vom
Gesetzgeber her unfair, je-
mand einen Schutz vorzu-
gaukeln, der nichts bringt
oder im Ernstfall nicht hält.

Bei denen, die um den Fort-
bestand dieses § 30a AO
kämpfen, wird darauf ver-
wiesen, dass bei Abschaf-
fung eine große Kapital-
flucht ins Ausland einsetzen
würde. Wir wissen aus Er-
fahrung, dass genau das Ge-
genteil der Fall ist. Bei Ab-
schaffung des § 30a AO
könnten Auslandstransfers
auch außerhalb eines Straf-
verfahrens vom Finanzamt
entdeckt werden. Dies weiß
dann jeder. Und jeder wird
sich hüten, Auslandsüber-
weisungen zum Zwecke
des Steuerbetrugs vorzu-
nehmen.

Die Besorgnis, dass dann
Heerscharen das Geld bar

abheben würden und mit
Koffern ins Ausland verbrin-
gen würden, ist so auch
nicht gegeben, weil mit den
bestehenden Geldwäsche-
vorschriften Bargeldbewe-
gungen über 30 000 DM ver-
folgbar sind. Die Bundesre-
gierung drückt sich immer
noch um die überfällige Ent-
scheidung herum und ver-
weist auf ihre Initiativen in
Europa. Zweifellos wäre es
gut und hilfreich, wenn ein
europaweites Kontrollmittei-
lungsverfahren vereinbart
werden könnte. Da dies aber
wegen des Einstimmigkeits-
prinzips so schnell nicht zu-
stande kommen wird, kann
dies keine Entschuldigung
dafür sein, national nichts zu
tun. Auch wenn das europa-
weite Kontrollmitteilungs-
verfahren käme, wäre § 30a
AO zu streichen, weil er, wie
dargestellt, ein Störfaktor
zur gleichmäßigen Besteue-
rung ist. Es ist für die vielen
Millionen Lohnsteuerzahler
völlig inakzeptabel, dass bei

Bezieher
von Kapitaleinkünften

dürfen nicht
bevorzugt werden

ihnen selbstverständlich ein
Quellenabzug vorgenom-
men wird, das Finanzamt
selbstverständlich jegliche
Auskünfte über Lohn- und
Vergütungszahlungen be-
kommen kann, während
beim Bezieher von Kapital-
einkünften künstliche Hür-
den aufgerichtet werden,
um dem Finanzamt die zu-
treffende Besteuerung mög-
lichst schwer zu machen.
In den anderen Staaten gibt
es eine vergleichbare Vor-
schrift nicht. In Frankreich
z. B. gibt es ein zentrales
Register aller existierenden
Kontenverbindungen mit
Zugriffsmöglichkeiten der
Steuerverwaltung. In Hol-
land z. B. werden alle Zins-
zahlungen automatisch dem
zentralen Rechenzentrum
der Steuerverwaltung ge-
meldet. In den USA gibt es
ein strenges Kontrollmittei-
lungsverfahren. Aus keinem
dieser Länder ist deswegen
die große Kapitalflucht fest-
stellbar.
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� n der Ausgabe 12/99
von „Die Steuer-Ge-
werkschaft“ hatten wir

über einen unzutreffenden
Bericht über die Ergebnisse
der Betriebsprüfung in der
Sendung „FRONTAL“ am
23. November 1999 berich-
tet. Der Bayerische Staats-
minister der Finanzen, Pro-
fessor Dr. Kurt Faltlhauser,
und der Niedersächsische
Finanzminister Heinrich Al-
ler wandten sich ebenfalls
an den ZDF-Intendanten
Professor Dr. Dieter Stolte
wegen des „FRONTAL“-Be-
richts vom 23. November
1999. Der Schriftverkehr ist
zu Ihrer Kenntnisnahme und
Meinungsbildung in Aus-
zügen abgedruckt.

Prof. Dr. Kurt Faltlhauser an
Professor Dr. Dieter Stolte:

„In der Sendung ,Frontal‘
am 23. 11. 1999 wurde das
Thema der Wirtschaftlich-
keit des Einsatzes von
Betriebsprüfern behandelt
und eine absolut unseriöse
Milchmädchenrechnung an-
gestellt. Aus dieser ergab
sich letztlich die Behaup-
tung, Betriebsprüfer würden
den Staat mehr kosten als
sie einbringen.

Diese grob falsche Darstel-
lung belastet das Klima zwi-
schen Staat und Steuerzah-
lern und damit auch die
sachgerechte Erledigung
der Aufgaben der Betriebs-
prüfungsstellen. Sie ist in
der Finanzverwaltung auf
Unverständnis und große
Verärgerung gestoßen.

Der Beitrag reduziert die Be-
urteilung der Effizienz der
Betriebsprüfung auf die
steuerliche Auswirkung in
den jeweils geprüften Fäl-
len, und dies auch noch mit
unseriösen Zahlen. Er igno-
riert damit den eigentlichen
Zweck der Betriebsprüfung,
nämlich die richtige Ermitt-
lung und Beurteilung der
steuerlich bedeutsamen

Sachverhalte. Der regelmä-
ßigen und flächendecken-
den Durchführung von Be-
triebsprüfungen kommt
auch im Hinblick auf deren
überragende präventive
Wirkung eine besondere Be-
deutung zu. Dies dürfte so-
gar noch wichtiger sein als
die der tatsächlich durchge-
führten Betriebsprüfungen;
sie läßt sich aber seriös nicht
beziffern.

Im Interesse eines sachge-
rechten Journalismus, den
die Öffentlichkeit gerade
von öffentlich rechtlichen
Anstalten zu Recht erwarten
kann, bitte ich Sie deshalb,
den durch die Sendung er-
zeugten Eindruck durch ge-
eignete Maßnahmen zu kor-
rigieren.“

Dem Schreiben war eine
Anlage beigefügt, die Zah-
len und Fakten richtig stellt.
Dieser Teil war auch dek-
kungsgleich im Schreiben
von Finanzminister Aller
enthalten.

Heinrich Aller an Professor
Stolte:

„Ich habe in meinem Haus
das von ,Frontal‘ genannte
Zahlenwerk insgesamt prü-
fen lassen und komme dabei
zu dem Ergebnis, dass die
gesendeten Zahlen mit den
von meinem Haus ermittel-
ten Zahlen nicht überein-
stimmen.

Nach den Berechnungen
von ,Frontal‘ kostet jeder
Prüfer 25 000 DM mehr, als
er an Mehrergebnissen er-
prüft. Dieser Betrag wurde
wie folgt ermittelt:

'% (���������		
�����
)�����
����� *� +��� ���

' ,,, ,,, ()

-% ����� 

��� .�!����
���
�
����
�� /,, ,,, ()

0% ����� 

���)����	�����1
��� ����� ��� 2���������	
������� ������
���
	
!�� ���� -/, ,,, ()

�$	��

� ���
�� ��� �
	�����������
��
�3�	��� ���� �	��	�� �� 4% (������� '555 �� �������
�����	����� ��� � �����	 ��� �����
������
 ��)�� �� ����

��  ��	��	�� ��� (�� 6��������� ��	 ��� +��
����	����
����� �	��	���$��	�� ���1 7
��$� )������ �)���% )�	 ���
(�� 6��������� ����	 ���� ��� �)���� ����� 8����1 �����
���� ��������������	� �#��	� �� 4,& $���� #�� �$$��� ��
��� ���� �������	��
�9��:�� ���
��
���� ;���� �����
����
	��% <��	��� 6����� !���� ��� #����� ��� �
	���������
���
 ��� � ���	���
������ ������ ��!�� ��� =�
�����	�����
������ ��� �����
�����������
%

(�� ������	�	� �����	����	��
 ��	 �����
�����
�
�� ����	�� ���<������� ���������
��� ������
�����
���
 $��� ����
��� 
�����	���	�
	 ����1 !��� ���
�����	������ ����	 .�
�
�����	 
�
���� !����� ��

1
�����
���� ��������
�� �� �����
�1 �� �����  ����		�

��
�������� ��� ��� �����	����$	 �� ��������% (��
�� ����	
���� �����	
���� $��� ���� ���� ��� ������ �����

���� ��� ��������1 !��� ��� �����
�� ��
��
� ���
�����	������� ��� ����	 ��� 2�	������� ��� (����	�	�

�
��� � ��� �����
��� ��� >��	���	��
�� ��?
����� !����%
(�� ��	 ��� ��6 ��	 7�	��
 ��� @% ;�
� '555 ��	��������
�@ �># -0-A5��%

��� ��� ������
�
�� ������	�	��  ��
����

����
 ��� �����	������� 
	������ ����� �����	� 
��
*�����

������	�	 ������� �	�
	�� �����	������� ���  ��	��	��

���� ��� �����	
���� ��� >��	9��$	 ���  ��	��
��
���
����� $��$��	� ����
	�9��$	� ��� � ��� +��
���� ���
���1 ��� ������� �	�
��
������� ��� � ��� ������	�	 	�� 	�
��
)�	�����	�� !���� ��	��

��% (��� 
��	 ��� ����� ��.�
��	��������
 ��� ''% B������� '55� �@ �># 0-�CA5@�
������%

��$���$	 ��� �����	������ !������� ���
<��	����	 ��� � 0 ���% 0 ��	
�
	���	���
��
�
���	�
���.� ��� �����	 ��� �����	��������
$��	 �� ��� ��� ���

��� ��� <��	����	 ������ ��1 �� ��	�	��	 ��� ���9����
��� ��	
�
	���	���
��
 ���� � 0 ���% ' ��. ��� � ���
(���� ��� ����� <�����% 2� ��� <��	����	 ��

����
"���$���	�	�
� ���� ����	 �����������% ���.�7�	��

��� -4% /% '555 D / �># C@4A5��%

2���� �$	��

 !�

 ��� (�� 6��������� ��	
����� ����� 2�	��9��
���� ����% ���	 ��� .�!��$�
�����	�	�
 ���� B������� '555 ��	 ��� ��	 ����� �����
E���9�
� (www.tarifunion.dbb.de) �� B�	�% (����
!���� ����	 �	!� ��� ��� � ��9��$��
& ��� 
��	�
	�	1
������� ��� �

�� ��� ����
	
���� ��
���	 ��!��	��	%
����9��
���	 ��	 ��� �6����
�:�$��& �� ������% �$	��

�
.�����	���	��
�1 6���������
�� ���1 �	���9��$	� ��� 6�����
9�
�	�$ ��� ����	 ��
�	�	 ��� (��
�
 ��	 ��� B�	���� ����
��� ��� ��
���	 ��%

(�� (�� 6��������� ��	 ��� 6������������

��
�� �� ��� ��� ��

��
�������
�
� ��	 ��� �����	��	
��3��� ��� �����
��� 
������	% (�� 8������	 !���� ���
��� 0'% (������� -,,, ���
���
��	% (�� >�
�
� ����	
��� ���

���� ����� 8�������
	��
�$��	�� �� ��
�

��
�
����	��%

+++ Tarif-Telegramm +++

Januar/Februar 2000 9

� � � � � � � � � 	 
 �� 
 � � � � � � �



C% ����� 

��� "��	�� �����
��	�����9��� ���� �.���
	
��� ����$��	���

--, ,,,()

/% ����� 

��� ��	��
 ���
"��	�� ��� � ��� �����

����	�
��	�� ��� +��� ����

0, ,,,()

4% �


������
 ��!�
	��
�$��	��

-/ ,,,()

@% ;���� +��� ��� $��	�	
*����
������� �
� ��
�������
	 -/ ,,,()

Dieser Mehrbetrag soll nach
der Meinung eines von
Frontal befragten ,Steuer-
experten‘ sogar bei 310 000
DM liegen. Diese Zahl wird
sachlich nicht begründet,
dafür allerdings noch einmal
wiederholt. Ich kann zu die-
sem Betrag leider keine Stel-
lung nehmen, da ich mir
nicht vorstellen kann, wie er
errechnet worden sein soll.
Für das oben genannte Re-
chenbeispiel allerdings hat
eine Überprüfung in mei-
nem Ministerium folgendes
ergeben:

zu 1. Die Bundesstatistik
für 1998 weist die durch
die Betriebsprüfungen aller
Bundesländer festgestellten
Mehrergebnisse mit insge-
samt 22,2 Mrd. DM aus.
Im gesamten Bundesgebiet
wurden in 1998 durch-
schnittlich 10 633 Betriebs-
prüfer eingesetzt. Daraus er-
gibt sich ein durchschnitt-
liches Mehrergebnis je ein-
gesetzten Betriebsprüfer in
Höhe von 2,1 Mio. DM. Das
ist mehr als doppelt so hoch
wie der von ,Frontal‘ ver-
anschlagte Betrag. Die von
ihrem Redakteur Hauser er-
wähnte Zahl von 14 530 vor-
handenen Prüfern kann
für eine Berechnung der
Wirtschaftlichkeit des Ein-
satzes von Betriebsprüfern
nicht zu Grunde gelegt wer-
den.

Grundrechenarten
nicht beherrscht

Diese Zahl weist den Stand
der am 1. 1. des Folgejahres
(hier also 1999) vorhande-
nen Prüfer aus. Eine Berech-
nung mit dieser Zahl würde
Prüfer, die im Laufe des Jah-

res 1998 in die Betriebsprü-
fung gewechselt sind, so be-
rücksichtigen, als wären sie
dort bereits das gesamte Ka-
lenderjahr 1998 tätig gewe-
sen. Überdies ließe eine der-
artige Berechnung die Be-
sonderheit der sogenannten
,veranlagenden Betriebsprü-
fer‘ unberücksichtigt. Dabei
handelt es sich um Bediens-
tete, die nicht die gesamte
Zeit in ihrer Tätigkeit als Be-
triebsprüfer tätig sind, son-
dern im bestimmten Umfang
im Innendienst als Veranla-
gungsbeamte tätig sind. Für
Wirtschaftlichkeitsberech-
nungen ist daher auf den
Wert der durchschnittlich
eingesetzten Betriebsprüfer
abzustellen, da dieser Wert
nur die Zeiten enthält, in de-
nen diese Bediensteten tat-
sächlich als Betriebsprüfer,
und nicht als Veranlagungs-
beamte tätig waren. Im übri-
gen beliefe sich das Mehrer-
gebnis bei angenommenen
14 530 Prüfern auf 1,52 Mio.
DM, also ebenfalls erheblich
mehr als 1 Mio. DM.

zu 2. In der Tat werden
bei Betriebsprüfungen auch
Sachverhalte festgestellt,
die zu Gewinnverlagerun-
gen führen. Sollte diese
These von ,Frontal‘ zutref-
fen, müssten sich in den
nachfolgenden Prüfungs-
zeiträumen als Folge gerin-
gere Steuereinnahmen er-
geben. Bei Prüfungen von
Großbetrieben und Konzer-
nen, die im Anschluss statt-
finden (d. h. kein Jahr bleibt
ungeprüft), hat sich aber ge-
zeigt, dass in den Folge-
jahren im Durchschnitt der
Fälle die Mehrergebnisse
aus denselben Sachverhal-
ten mindestens in gleicher
Höhe anfallen.

Im übrigen würde beim dau-
erhaften Nichtaufgreifen
dieser Sachverhalte die Ver-
lagerung zu einem Steuer-
ausfall und erheblichen
Zinsverlusten des Staates
führen.

zu 3. Es ist nicht recht ver-
ständlich, was damit eigent-
lich gemeint sein soll. Der
Beitrag in ,Frontal‘ hat we-
der erläutert, noch erkennen
lassen, wie diese Zahl ermit-
telt wurde. In den festge-

stellten Mehrsteuern der Be-
triebsprüfung sind bisher
veranlagte Steuern nicht
enthalten. Die festgestellten
Mehrsteuern sind die Diffe-
renz aus den Steuern nach
der Prüfung und den Steu-
ern vor der Prüfung. Eine
Doppelerfassung scheidet
damit aus. Im übrigen wer-
den die für die Betriebsprü-
fung vorgesehenen Veranla-
gungen durch den Innen-
dienst in aller Regel nicht
mehr geändert.

zu 4. Hierzu ist anzumer-
ken, dass in den Prüfungs-
diensten Beamte verschie-
dener Besoldungsgruppen
von A 8 (mittlerer Dienst) bis
zu A 14 (höherer Dienst) ver-
treten sind. Für den gehobe-
nen Dienst, der den größten
Teil der Betriebsprüfer stellt,
beträgt der Stundenauf-
wand je Prüfer nach Verwal-
tungskostenrecht 103 DM.
Bei einer durchschnittli-
chen Jahresarbeitszeit von
1 461 Stunden ergeben sich
durchschnittliche Kosten in
Höhe von 151 000 DM je ein-
gesetzten Prüfer, wobei in
diesem Betrag Sachaufwand
und ein Versorgungszu-
schlag von 30 % bereits ent-
halten sind.

zu 5. Als Sachgebietsleiter
in den Betriebsprüfungsstel-
len sind Beamte des gehobe-
nen und des höheren Diens-
tes eingesetzt. Für den hö-
heren Dienst beträgt der
Stundensatz nach Verwal-

Bundesfinanzminister
Eichel fordert seriöse

Berichterstattung

tungskostenrecht 123 DM.
Bei ebenfalls 1 461 Stunden
Jahresarbeitszeit ergeben
sich Kosten von rund
180 000 DM. Jeder Sachge-
bietsleiter hat mindestens
10 Prüfer zu betreuen, so
dass die anteiligen Kosten
maximal 18 000 DM betra-
gen können. Dieser Wert ist
als Obergrenze anzusehen,
weil in der Praxis der über-
wiegende Teil der Sachge-
bietsleiterposten mit Beam-
ten des gehobenen Dienstes
besetzt ist und ein Sachge-
bietsleiter regelmäßig deut-
lich mehr als 10 Prüfer zu be-
treuen hat.

zu 6. Der Betrag wurde in
keiner Weise erläutert oder
begründet. Es handelt sich
offensichtlich um eine
Schätzung. Hierzu ist anzu-
merken, dass allgemeine
Verwaltungskosten zumin-
dest teilweise bereits durch
Zuschläge bei den Personal-
kosten berücksichtigt sind.“

Hans Eichel:

Auch Bundesfinanzminister
Hans Eichel hat beim ZDF-
Intendanten die Sendung
beanstandet und seiner Er-
wartung Ausdruck verlie-
hen dass die Länderfinanz-
minister und er „angesichts
des durch die Sendung an-
gerichteten steuerpoliti-
schen Flurschadens eine
baldige Richtigstellung“ er-
warten.

���� �� 
�������

������� ��� ���

Unser Internetangebot findet
weltweit Interesse. Während
im Durchschnitt normaler-
weise täglich rund 300 bis
400 Interessenten die Web-
seiten der DSTG aufrufen,
schlug der November 1999
alle Rekorde. Ausgelöst
durch die Empfehlung, ge-
gen die Erhebung von So-
zialversicherungsbeiträgen
für Einmalzahlungen Rechts-
behelfe einzulegen, und das
bundesweite Medienecho
wurden im November insge-
samt 368 118 Zugriffe regis-
triert. Dabei lagen die Spit-
zen am 17. und 18. Novem-
ber mit über 135 428 bzw.
96 387 Zugriffen. Im Okto-
ber wurden 11 402 Zugriffe,
im Dezember 48 199 auf das
DSTG-Programm, das lau-
fend aktualisiert wird, ge-
zählt. Dabei waren Internet-
Besucher neben Deutsch-
land aus sämtlichen EU-
Mitgliedstaaten vertreten,
aber auch aus Argentinien,
Australien, USA, Japan,
Süd-Korea, Polen, Rumä-
nien, Russische Föderation,
Saudi-Arabien, Süd-Afrika,
Thailand und Taiwan.

Unsere Adresse
http://www.dstg.de.
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� ielfach haben wir
berichtet, dass durch
den personell zu

schwach besetzten Außen-
dienst Milliarden von Steu-
ern verloren gehen. Dieser
Missstand wird von den
Medien aufgegriffen. Die
großen Gerechtigkeitslü-
cken werden öffentlich. Da-
durch wächst der Druck auf
die Politik, diese Lücken zu
schließen. Dies ist gut so. In
allen Bundesländern wer-
den die Prüfungsdienste
leicht verstärkt. Allerdings
nicht so, wie es richtig wäre,
durch neu eingestelltes und
ausgebildetes Personal, son-
dern vielfach durch Um-
schichtung vom Innen- in
den Außendienst. Damit
wird ein Loch gestopft und
ein anderes aufgerissen. Da-
bei ist der Schaden, der
durch Lücken im Innen-
dienst entsteht, mindestens
genau so groß.

Wenn die Bürgerinnen und
Bürger merken, dass ihre
Steuererklärungen kaum

Prophylaxe
geht verloren

mehr überprüft werden,
dass auch Beträge durchlau-
fen, die sie „versuchsweise“
einsetzen, geht jegliche pro-
phylaktische Wirkung ver-
loren. Es spricht sich schnell
herum, dass die Finanz-
ämter aus Personalmangel
die Steuererklärungen weit-
gehend ungeprüft überneh-
men müssen. Und immer
mehr versuchen, diese Lü-
cke für sich zu nutzen – zu-
erst mit kleinen Beträgen,
dann mutiger mit immer
größeren Beträgen.

Die Finanzämter können
nur stichprobenweise prü-
fen. Dies geschieht in unter-
schiedlicher Art. Im Bereich
der OFD Münster versucht
man es mit jährlich wech-

selnden Prüffeldern. So be-
richtete „Der Bezirk“, die
Hauszeitung der OFD Mün-
ster, dass im Veranlagungs-
zeitraum 1998 von allen
Dortmunder Festsetzungsfi-
nanzämtern gemeinsam das
Prüffeld „Unterhaltsleistun-
gen“ gemäß § 33a Abs. 1
EStG ausgewählt wurde.
Die Erfolge der Arbeit an
diesem Prüffeld zeigten sich

1000 DM Mehrsteuern
pro Fall

deutlich. Bereits im ersten
Jahr haben sich Mehrsteu-
ern von ca. 1 000 DM pro
aufgegriffenem Fall erge-
ben. Auch in den Folgejah-
ren zeigte sich eine positive
Entwicklung. Häufig wurde
gerade in den Fällen, in de-
nen es im ersten Jahr Ärger
gegeben hat, im zweiten
Jahr gar kein Antrag mehr
gestellt. Offenbar konnte
das Finanzamt klar machen,
dass die Voraussetzungen
nicht vorliegen und die
Steuerpflichtigen wußten,
dass sie Gefahr laufen, wie-
der entdeckt zu werden und
Ärger mit der Strafsachen-
stelle bekommen.

In Dortmund wurde die Er-
fahrung gemacht, dass es in
etwa einem Drittel aller
Fälle zu Korrekturen kommt.
Dabei sind die Ermittlungen
oft zeitaufwendig, aber die
Erfolge sind deutlich. Neben
der üblichen Bescheini-
gung, die keine eigenen Be-
züge der unterstützten Per-
son ausweist, taucht plötz-
lich die Übersetzung eines
Rentenbescheides auf oder
aus den parallel abgegebe-
nen Erklärungen zweier
Brüder ergibt sich, dass
diese beide die Großeltern
unterstützen und scheinbar
von den Zahlungen des
anderen nichts wissen. Die
Auswahl und konsequente

Bearbeitung eines solchen
ausgewählten Prüffeldes be-
deutet aber nicht nur Mehr-
arbeit für die Veranlagung.
Im Nebeneffekt können Ein-
sprüche zunehmen und in
einigen Fällen ist die straf-
rechtliche Würdigung durch
die Bußgeld- und Strafsa-
chenstelle unerläßlich. Die
Ergebnisse dieser Prüffeld-

„Gelegenheit
macht Diebe“

bearbeitung zeigen deut-
lich, was die DSTG schon
immer angemerkt hat: „Ge-
legenheit macht Diebe“.
Wenn die Steuerverwaltung
viel Gelegenheit bietet, wer-
den diese Gelegenheiten
genutzt.

Es geht Steuergeld verloren.
Viel schlimmer aber: dieses
vermeintliche „nicht Hinse-
hen“ der Finanzämter ver-
führt viele Bürgerinnen und
Bürger zur steuerlichen Un-
ehrlichkeit. Die Steuermoral
nimmt insgesamt Schaden.
Zu vertreten haben dies die

Finanzminister, die nicht
mehr Personal zur Verfü-
gung stellen wollen, son-
dern im Gegenteil durch alle
möglichen und unmögli-
chen Organisationskunst-
stücke versuchen, Personal
in den Finanzämtern abzu-
bauen. Deshalb warnt die
DSTG einmal mehr vor die-
sen falschen Einsparmaß-
nahmen. Personal kann nur
eingespart werden, wenn
der Steuergesetzgeber das
Steuerrecht so durchgrei-
fend vereinfacht, dass Ar-
beit wegfällt. Bisher hat er
aber eher das Gegenteil ge-
tan: das 630-DM-Gesetz, die
Begrenzung des Verlustab-
zuges, die Regelungen des
Schuldzinsenabzugs, die
Eingrenzung von Wertbe-
richtigungen und Teilwert-
abschreibungen, das Wert-
aufholungsgebot und viele
andere kleine Dinge brach-
ten der Steuerverwaltung
nicht weniger, sondern mehr
Arbeit. Die Konsequenz muss
daher sein, nicht weniger,
sondern mehr Personal in
die Finanzämter zu geben.
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� it Oberfinanzprä-
sident Jürgen
Himstedt ist Ende

1999 der letzte Bundesbe-
amte der OFD Münster in
Pension gegangen. Der mit
einer mehr als 12-jährigen
Amtszeit dienstälteste Ober-
finanzpräsident wurde am
1. Dezember 1999 vom nord-
rhein-westfälischen Finanz-
minister Heinz Schleußer
und von der Parlamenta-
rischen Staatssekretärin im
Bundesministerium der Fi-
nanzen Dr. Barbara Hen-
dricks offiziell verabschie-
det. Nachfolger als Chef der
„Landes-OFD“ Münster ist
Rudolf Stadermann, bisher
Abteilungsleiter im nord-
rhein-westfälischen Finanz-
ministerium.

Frau Dr. Hendricks würdigte
besonders die Verdienste
Himstedts bei der Einfüh-
rung der Automation in der
Zollverwaltung. Viele der von
ihm als Leiter des Referats
für Datenverarbeitung im
BMF in den 80-er Jahren
eingeführten EDV-Verfahren
seien noch heute im Einsatz.

Schleußer ging auf Him-
stedts Arbeitsschwerpunkte
ein: „Sie haben sich dafür
eingesetzt, die Ziele der
Verwaltung transparenter
zu machen und diese der
Öffentlichkeit, den Steuer-
bürgern, näher zu bringen.
Ihnen ist es gelungen, die
Presse- und Öffentlichkeits-
arbeit der OFD und der
nachgeordneten Dienststel-
len selbstbewusster und ak-
tiver zu gestalten und so die
Zahl der sachlich informie-
renden Artikel über die Fi-
nanzverwaltung in Westfa-
len-Lippe erheblich zu stei-
gern.“ Besonders würdigte
Schleußer das außerordent-
lich große persönliche Enga-
gement Himstedts für den
Aufbau der Steuerverwal-
tung in Brandenburg und
Mecklenburg-Vorpommern.

Vera Dietrich, die Vorsitzen-
de des Bezirkspersonalrats,
verabschiedete sich mit ei-

nem Dank von Himstedt.
„Sie hatten immer ein offe-
nes Ohr für uns, gleichgül-
tig, wie voll Ihr Termin-
kalender auch war.“ Him-
stedt und seinem Nachfol-
ger Rudolf Stadermann
überreichte sie ein Buch mit
dem Titel: „Es kommt immer
was dazwischen.“ Ihre An-
merkung dazu: „. . . und
wenn es die Personalvertre-
tung ist!“

Zur Verabschiedung von
Himstedt, der selbst lange
aktiver Gerwerkschafter im
Bund der Zollbeamten war,
war die Deutsche Steuer-
Gewerkschaft hochrangig
vertreten. Neben dem
Bundesvorsitzenden Dieter
Ondracek und seinem Ver-
treter Helmut Overbeck wa-
ren auch der Landesvor-
sitzende Werner Siggelkow
und der Bezirksverbands-
vorsitzende Meinolf Gunter-
mann erschienen.

OFD-Präsident Himstedt
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� o sehr Preußen und
das Rheinland inein-
ander verwoben sind,

so unterschiedlich ist die
Mentalität der Rheinländer
und der Preußen – wenn
auch Schablonen mit Vor-
sicht zu betrachten sind:
fröhlich und leichtfüßig die
einen – ernster und genauer
die anderen. Im Sinne eines
Ausspruchs von König Wil-
helm von Preußen vom 7. Ja-
nuar 1861: „Es ist Preußens
Bestimmung nicht, dem Ge-
nuss der erworbenen Güter
zu leben“.

Am 16. Dezember 1999 wur-
de jemand verabschiedet, in
dem sich, wie selten, preußi-
sche und rheinische Tugend
miteinander verbinden: ein
Kollege, dem DBB und
DSTG große Verantwortung
für ihre Vermögenswerte
anvertraut haben – der Ge-
schäftsführer des Deutschen
Beamtenwirtschaftsbundes
Alfred Hüwel.

Im Rahmen eines Empfangs
im Bad Godesberger Rhein-
hotel Dreesen hatten Fami-
lie, Freunde, Kollegen und
Wegbegleiter Gelegenheit,
ihm für seine erfolgreiche
Tätigkeit zu danken – getra-
gen von hoher Verantwor-
tung und großem Sachver-
stand. Der Vorsitzende des
Aufsichtsrates des Deut-
schen Beamtenwirtschafts-

bundes Erhard Geyer und
der Sprecher der Geschäfts-
führung Gerd Eßer würdig-
ten die Tätigkeit von Alfred
Hüwel und beleuchteten
einige typische Facetten sei-
nes Lebens. In beiden Reden
klang durch: Alfred Hüwel
war in besonderer Weise er-
folgreich. Er hat engagiert
dazu beigetragen, das Ver-
mögen des DBB durch ge-
schickte und seriöse Anla-
gen zu mehren – gut ge-
streut und wirkungsvoll ab-
gesichert.

Alfred Hüwel ist von Hause
aus Banker. Er hat bei einer
deutschen Großbank ge-
lernt, dort vielfältige Tätig-
keiten ausgeübt, als Filial-
leiter, zuletzt als Direktor
der Filiale Magdeburg. Er
hat durch diese Tätigkeit
einen wirkungsvollen Bei-
trag auch zum „Aufbau Ost“
geleistet – nicht als „Besser-
Wessi“, sondern als sachver-
ständiger Banker, der im ho-
hen Maße durch seine Per-
sönlichkeit Vertrauen aus-
strahlte, der die Menschen
gewonnen hat, weil er stets
mit Rat, aber insbesondere
auch mit Tat ihnen zur Seite
stand.

Im Jahre 1991 gelang es
dem Deutschen Beamten-
wirtschaftsbund, Alfred Hü-
wel für seine Vermögensver-

waltung zu gewinnen. Uner-
müdlich und mit großer
Akribie hat er seine vielfälti-
gen Talente in diese Tätig-
keit eingebracht. Auch hier
hat er Vertrauen gewonnen;
auch und insbesondere bei
der DSTG, der er mit sei-
nen vielfältigen Erfahrun-
gen stets zur Seite stand. Er
war mehr als ein Berater, er
war der optimistische und
kompetente Lotse in einem
verwirrenden Labyrinth von
Finanzprodukten.

Alfred Hüwel berät die
DSTG weiter.

Die Bundesleitung und die
Geschäftsführung haben
dieses Angebot gern und er-
leichtert angenommen.

Gerd Eßer beschrieb in sei-
ner Rede den Menschen Al-
fred Hüwel als Rheinländer
im besten Sinne:

� präzise ohne belehrend

� durchsetzungsfähig ohne
brutal

� tolerant ohne beliebig

� fröhlich ohne auch die
ernsten Seiten des Lebens
zu vergessen

� heiter und gelassen nie
langweilig

Alfred Hüwel ist „eben ein
Rheinländer“ und nicht zu
vergessen ein „Preußischer
Rheinländer“.

Der Nachfolger von Alfred
Hüwel, Hans-Richard Ade-
nauer, wird die Chance
wahrnehmen, in die Fuß-
stapfen von Alfred Hüwel zu
treten. Er bietet alle Voraus-
setzungen dafür. Er ist ein
erfahrener Banker. Erhard
Geyer und Gerd Eßer hießen
ihn „im Boot“ herzlich will-
kommen.

v. l.n. r.: Alfred Hüwel,
Erhard Geyer, Hans-Richard Adenauer, Gerd Eßer
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� er Einsatz der Deut-
schen Steuer-Ge-
werkschaft für eine

stärkere Bekämpfung der
Steuerhinterziehung ist be-
kannt. Er wird auch von
immer mehr Bürgerinnen
und Bürgern wahrgenom-
men. Das zögerliche Han-
deln der Politik stößt dabei
auf immer mehr Unver-
ständnis. Das Führen von
Anderkonten und Neben-
kosten durch die CDU wird
als negatives Beispiel der
politisch Verantwortlichen
registriert. Der Bundesvor-
sitzende der DSTG, Dieter
Ondracek, wurde in zahl-
reichen Interviews zu dem
Themenkomplex auch ge-
fragt, ob sich dieses Nega-
tivbeispiel auf die Steuer-
moral auswirke. Dies hat
Ondracek bejaht, weil jeder
Kaufmann weiß, dass das
Führen von Nebenkonten
ein Grundverstoß gegen das

Nebenkonten
verstoßen gegen
Bilanzwahrheit

Gebot der Bilanzklarheit
und -wahrheit ist. Jeder Ein-
geweihte weiß und viele
Bürgerinnen und Bürger
ahnen, dass mit Nebenkon-
ten außerhalb der Buchfüh-
rung keine „normalen“ Ge-
schäftsvorgänge abgewik-
kelt werden. Die DSTG er-
reichen auch immer mehr
Hinweise über Steuerunehr-
lichkeit. Die nachstehen-
den, sehr kritischen Passa-
gen aus einem nicht anony-
men Schreiben zeigen das
Unbehagen unserer Bürge-
rinnen und Bürger:

„Die Signale dubioser und
krimineller Politiker, die in
einer Art Symbiose mit
dem kriminellen Unterneh-
mertum verbunden sind,
werden selbstverständlich
auch von allen noch Steuer-
ehrlichen wahrgenommen!
Aber: niemand möchte der

Dumme in der Bananen-
republik Deutschland sein,
niemand möchte die Steu-
ern bezahlen, die der kri-
minelle Kollege mit Billi-
gung gewisser Politiker
hinterziehen darf! Die
Wettbewerbsnachteile ge-
genüber kriminellen Kolle-
gen sind exorbitant und
die Verführung, sich dem
kriminellen Unternehmer-
tum anzuschließen, aus
einer ganzen Reihen von
Gründen wirklich sehr
groß! Unsere ,Maulwür-
fe‘ berichten uns bei-
nahe täglich über schwe-
re Bilanzmanipulationen,
über Scheinfirmen/Schein

Delikte werden
nur selten

strafrechtlich verfolgt

arbeitsverhältnisse, Schat-
tenwirtschaft und andere
Delikte, die nur in den sel-
tensten Fällen strafrecht-
lich verfolgt werden! Und
nach den schlechten Er-
fahrungen der vergange-
nen zehn Jahre sind auch
immer weniger Personen
bereit, Strafanzeige bei
den sog. Strafverfolgern
zu erstatten. Sehr viele
unserer Mitstreiter haben
durch ihr großes Engage-
ment für ein nicht kri-
minelles Unternehmertum
und für die soziale Markt-
wirtschaft und durch ihren
,Kampf um das Recht‘ und
für mehr Gerechtigkeit
ihre eigene wirtschaftliche
Existenz verloren, wäh-
rend die angeklagten Mil-
lionenbetrüger nicht sel-
ten noch immer in Amt
und Würden sind und ihr
kriminelles Geschäft wei-
ter betreiben bzw. betrei-
ben lassen. Das ist nicht
länger hinnehmbar und
bedroht den Rechtsfrie-
den im Lande erheblich!“

Mahnend heißt es in dem
Schreiben weiter:
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Am 21. November 1999 voll-
endete der stellvertretende
DSTG-Bundesvorsitzende Hel-
mut Overbeck sein 50. Lebens-
jahr. Aus allen Teilen Deutsch-
lands waren Freunde, Ver-
wandte, berufliche Wegbeglei-
ter in seine Heimatstadt Witten
gekommen, um zu gratulieren.
Der stellvertretende DSTG-
Bundesvorsitzende Dr. Rainer
Ullrich würdigte Helmut Over-
beck als einen besonders enga-
gierten Gewerkschaftler, der
seit 1991 die Tarifpolitik der
DSTG maßgeblich mitgestalte.

Stets hilfsbereit und kollegial steht er den Kolleginnen und
Kollegen zur Verfügung.

Der 2. Vorsitzende der DBB Tarifunion, Frank Stöhr, zeigte
den grossen tarifpolitischen Einsatz auf, den Helmut Overbeck
für die DBB Tarifunion leistet. Er habe wesentlich mit dazu bei-
getragen, dass die DBB Tarifunion in den letzten Jahren ihr
tarifpolitisches Profil geschärft habe.

Weitere Gratulanten: u. a. der Vorsitzende des Hauptpersonal-
rats beim Finanzministerium Nordrhein-Westfalen, Hans-Jür-
gen Schnieber, der Vorsitzende des Bezirksverbandes West-
falen, Meinolf Guntermann, Bundesgeschäftsführer Rafael
Zender und Tarifreferent Heinz Gewehr sowie Paul Courth.

Helmut Overbeck hat eine facettenreiche Biographie: nach
dem Besuch der Volksschule wurde er zum Dreher ausge-
bildet. Von 1967 bis 1975 hat er in einem Edelstahlwerk in Wit-
ten in diesem Beruf gearbeitet. Danach ließ er sich zum Büro-
kaufmann umschulen und nahm nach der Prüfung vor der IHK
Essen im September 1976 seinen Dienst im Finanzamt Witten
auf, u. a. als Mitarbeiter in der Vollstreckungsstelle und Sach-
bearbeiter in der Prämienstelle. Seit 1993 kann er auch dienst-
lich seinem Hobby frönen: der „Computerfreak“ wurde bei
der OFD Münster zum EDV-Trainer bestellt.

Bereits im Jahre 1977 wurde Kollege Overbeck DSTG-Mit-
glied. Bis Februar 1993 war er Angestelltenvertreter in „sei-
nem“ Ortsverband Witten. Von 1984 bis 1991 übte er Füh-
rungsfunktionen im Bezirksverband Westfalen aus. Noch
heute gehört er dem geschäftsführenden Vorstand des Be-
zirksverbandes an. Im April 1991 wurde er in die Bundes-
leitung gewählt. Gleichzeitig übernahm er den Vorsitz der
DSTG-Tarifkommission. Seit 1989 ist Helmut Overbeck stell-
vertretender Vorsitzender der DBB Tarifunion. Im November
1999 wurde er in diesem Amt bestätigt und zugleich Vorsitzen-
der der Tarifkommission.

Das breite Spektrum seiner berufspolitischen Aktivitäten wird
abgerundet durch seine Personalratsarbeit. Im Jahre 1978
wurde er stellvertretender Personalratsvorsitzender beim Fi-
nanzamt Witten, 1981 Mitglied des Bezirkspersonalrats bei der
OFD Münster und 1985 dessen stellvertretender Vorsitzender.
Seit Juni 1990 ist er stellvertretender Vorsitzender des Haupt-
personalrats beim Finanzministerium des Landes Nordrhein-
Westfalen.

Die Geburtstagsfeier mit über 100 Gästen war das Spiegel-
bild seiner berufspolitischen Vita. Verwandte, Freunde und
berufliche Wegbegleiter wissen, was sie an Helmut Overbeck
haben: Zuverlässigkeit und Hilfsbereitschaft.

Helmut Overbeck
begrüßt seine Gäste
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„Wir alle wissen sehr
wohl, dass nicht unsere
Steuerfahnder für diesen
finanz- und wirtschaftspo-
litischen Saustall verant-
wortlich sind, aber wir
wissen natürlich auch,
dass Finanzbeamte sich
einer solchen Politik nicht
als ,Alibi-Fahnder‘ oder
als ,vorbeieilende Be-
triebsprüfer‘ andienen
dürfen.“

Die DSTG hat stets darauf
hingewiesen, dass eine aus-
reichende Zahl von Steuer-
fahndern und Betriebsprü-
fern notwendig ist, um die
gleichmäßige Besteuerung
sicherzustellen. Die gleich-
mäßige Besteuerung ist Ver-
fassungsgebot. Dies ver-
gessen Landesfinanzmini-
ster allzu gerne, wenn sie
ohne Rücksicht auf Verluste
Personaleinsparungen ver-
fügen.

Der Brief ist auch eine Mah-
nung für alle, die Verantwor-
tung für die personelle Aus-
stattung der Außendienste
tragen. Der Druck auf die
Prüfer, schneller zu prüfen,
rationeller zu prüfen, mehr
zu prüfen, darf nicht dazu
führen, dass unsere Kolle-
ginnen und Kollegen in
den Geruch „vorbeieilender
Betriebsprüfer“ oder „Alibi-
Fahnder“ kommen. Dazu ist
aber jeder auch selbst auf-
gerufen, sich eben nicht
durch Betriebe oder Prü-
fungsfälle hetzen zu lassen.

����������

StOS’in aus dem Bereich der
OFD Chemnitz sucht drin-
gend Tauschpartner/in aus
dem Bereich der OFD Kiel,
oder Ringtausch nach Ham-
burg, oder Direkttausch an
die OFD Chemnitz.

StOS’in aus Sachsen-Anhalt
(OFD Magdeburg) sucht
Tauschpartner/in aus den
OFDen Münster, Düsseldorf
oder Köln.

StOI’in aus NRW (OFD Düs-
seldorf – Finanzamt Düssel-
dorf-Mitte) sucht dringend
Tauschpartner/in aus dem

Bereich der OFD Frankfurt/
Main (Finanzämter Frank-
furt).

StI’in z. A. aus NRW (OFD
Münster – FA Ibbenbüren)
sucht dringend Tauschpart-
ner/in aus dem Bereich der
OFD Hannover (FA Braun-
schweig).

StAM aus Hessen (OFD
Frankfurt/Main) sucht drin-
gend Tauschpartner/in aus
Schleswig-Holstein.

StI’in z. A. aus Nieder-
sachsen (OFD/StOldenburg)
sucht Tauschpartner/in aus
NRW aus dem Bereich der
OFD Köln.

StI’in z. A. aus Hessen (OFD
Frankfurt/Main) sucht aus
familiären Gründen drin-
gend Tauschpartner/in aus
Niedersachsen (Hannover).

StI’in z. A. aus Brandenburg
(OFD Cottbus) sucht Tausch-
partner/in aus dem Bereich
der OFD Hamburg.

Kongreß

– Perspektiven für Beschäftigte und Bürger –

in Zusammenarbeit

8./9. Juni 2000

Congress Center Leipzig, Leipziger Messe GmbH

245,– DM
(eingeschlossen sind: Seminarunterlagen, Mittagessen, Pausen-
und Tagungsgetränke, Abendveranstaltung)

Die Veranstaltung vermittelt Kenntnisse, die für die Personalrats- und Betriebsratsarbeit er-
forderlich sind (§ 46 Abs. 6 BPersVG, entspr. Regelungen der Länder, § 37 Abs. 6 BetrVG)

An der Veranstaltung wirken u.a. mit:

Dr. Reinhard Höppner, Ministerpräsident des Landes Sachsen-Anhalt

Lothar Späth, Vorsitzender des Vorstands der Jenoptik AG

Richard Roy, Leiter der Geschäftsführung Microsoft Deutschland GmbH

Detlef Buchal, Vorstand Produktmarketing der Deutschen Telekom AG

Auskünfte erteilt: Frau Vißers, Telefon (02 28) 81 93-111, Telefax: (02 28) 81 93-1 06, e-mail:
c.vissers@bn.dbbakademie.de

zur Verwendung in der Dokumentationsstelle.

Die Stellenausschreibung richtet sich an überdurch-
schnittlich qualifizierte Beamte mit mehrjähriger Be-
rufserfahrung, möglichst in der Veranlagung, Be-
triebsprüfung oder Rechtsbehelfsstelle; Alter bis
etwa 30 Jahre.

Ein Amt der BesGr. A12 kann bei entsprechenden
Leistungen auch kurzfristig erreicht werden. Es wird
eine Stellenzulage in Höhe von 355,06 DM für den
Dienst bei obersten Bundesgerichten gezahlt.

Bewerbungen von Schwerbehinderten werden be-
vorzugt berücksichtigt.

Bei der Wohnungsbeschaffung sind wir behilflich.

Bewerbungen werden bis zum 29. Februar 2000
an den Bundesfinanzhof, Ismaninger Straße 109,
81675 München, erbeten.

Persönliche Vorstellung nur nach Verein-
barung; telefonische Auskunft unter der
Rufnummer 0 89/92 31-2 15 oder -2 68.
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